
\ r, -:] /9\} -" '253 /K E 
~l , 

, • ,\ Katholischer Familienverband Osterreichs 
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An das 

Bundesministerium für 

soziale Verwaltung 

Stubenring 1 

1010 Wien 

Wien, 1986-06-25 
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Betrifft: 

i . '::A~"Lff_Jg~ , 
Stellungnahme zum Entwurf eines BUndeSge~-et~~:,-- ._, . -;J /" t)( 
mit dem das Ausländerbeschäftigungsgesetz geändert wird .' 
Zl. 35.401/8-2/86 

Der Katholische Familienverband Österreichs dankt für die Übersendung des 
o.a. Gesetzesentwurfes und gibt folgende Stellungnahme ab: 

Der Katholische Familienverband Österreichs hat gegen den vorliegenden Ent
wurf keine Einwände und begrüßt die geplante Novellierung. 
Der Katholische Familienverband Österreichs schließt sich vollinhaltich 
der Stellungnahme der "ÜDAG - Überdiözesane Arbeitsgemeinschaft für Gast
arbeiter fragen in Österreich" (siehe Beilage) an und bittet, die darin ge
~ußerte Anregung aufzugreifen. 

Gleichzeitig teilen wir mit, daß mit gleicher Post 25 Ausfertigungen dieser 
Stellungnahme an das Präsidium des Nationalrates übermittelt werden. 

Für den 
Katholischen Familienverband Österreichs 

~'t!f:t Heinrich Go my 
Generalsekr är 

Beilage 

Dr. Franz Stadler 
Präsident 

Generalsekretariat. 1010 Wien. Spiegelgasse 3. Telefon 532561/201 (Durchwahl) 

Bankverbondungen; Bankhaus Schelhammer & Schanera. Klo,-Nr. 13,915 
Oslerrelchlsche Landerbank AG. KIO,-NL 222-110-765 

DVR-Nr 0116858/091280 
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· O'DAG 
Oberdiözesane Arbeitsgemeinschaft 
für Gastarbeiterfragen In österreich 
1010 Wien. BickerstraBe 18/22 Telefon 5127768 

Wien, am 23. Juni 1986 

stellungnahme zum Ausländerbeschäftigungsgesetz 
-----------------------------------------------

Die ÜDAG - in der Vertreter der veschiedenen Kirchen vereint 

sind - begrasst die geplante Novellierung des Ausländerbe~ 

schäftigungsgesetzes in der vorliegenden Fassung. 

Besonders positiv bemerken wir, dass: 

Racksicht genommen wurde auf die Anliegen der 2. Generation,

durch die Erleichterung der Erteilung der Beschäftigungs

genehmigung, 

die Erlangrng des Befreiungsscheines vereinfacht wird, 

Verbesseru'ngen im adminis tra ti ven Bereich ermögl ich t wurden. 

Wir warden jedoch begrassen wenn die als Zugang zum .Be

freiungsschein vorgeschriebene achtjährige Beschäftigungs

zeit reduziert werden könnte, da uns diese sehr hoch er

scheint. 

Im Interesse der Jugendlichen und aller Gastarbeiter warden 

wir uns freuen, wenn diese Novellierung bald inkraft treten 

warde. 

! 
F~d. Vorstand der ÜDAG zeichnen 

Ing. Karl Schinko 
Vorsitzender 

/~~L~o/ 
fr. Karl Gredicek 
Generalsekretär 
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